
Besitz, die Beförderung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren korrekt anwenden, wenn sie
darüber befinden, ob Privatpersonen, die bei der Einreise in das Vereinigte Königreich verbrauchsteuer-
pflichtige Waren aus anderen Mitgliedstaaten mitführen, diese Waren für gewerbliche Zwecke in Besitz
halten (in diesem Falle würden die Verbrauchsteuern auf diese Waren im Vereinigten Königreich
geschuldet). Die Kommission befürchtet außerdem, dass die Fälle, in denen Privatpersonen vorgeworfen
wird, verbrauchsteuerpflichtige Waren unter Verstoß gegen die innerstaatlichen Verbrauchsteuervorschrif-
ten für gewerbliche Zwecke in Besitz zu halten, im Vereinigten Königreich in einer Weise geahndet
werden, die möglicherweise nicht mit dem im Gemeinschaftsrecht niedergelegten Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit vereinbar ist.

Auf ihr Fristsetzungsschreiben hin erhielt die Kommission am 18. Dezember 2001 eine Antwort, die nun
so schnell wie möglich geprüft wird. Je nach dem Ergebnis dieser Prüfung wird die Kommission dann
feststellen, ob das Vereinigte Königreich ihrer Ansicht nach im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht
handelt und ob es angezeigt ist, die zweite Stufe des Vertragsverletzungsverfahrens einzuleiten und das
Vereinigte Königreich im Wege einer mit Gründen versehenen Stellungnahme förmlich aufzufordern, seine
Verhaltensweise zu ändern. Wendet ein Mitgliedstaat das Gemeinschaftsrecht nicht korrekt an, so hat die
Kommission außerdem die Möglichkeit, den Europäischen Gerichtshof anzurufen.

(2002/C 172 E/053) SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-3390/01
von Gerard Collins (UEN) an die Kommission

(6. Dezember 2001)

Betrifft: Ergebnis des Besuchs der Kommission in Indien und Bangladesch im November 2001

Wird die Kommission eine Erklärung über das Ergebnis des Besuchs abgeben, den die Kommission vor
kurzem (20.-24. November 2001) Indien und Bangladesch abgestattet hat, und wird sie insbesondere die
künftige Strategie erläutern, die die EU ihrer Auffassung nach in Bezug auf den Ausbau der Kontakte in
den Bereichen Handel, Bildung und Kultur verfolgen sollte?

Antwort von Herrn Lamy im Namen der Kommission

(11. Januar 2002)

Die Kommission wird das Parlament auf Wunsch gerne über die jüngsten Besuche von Kommissions-
mitglied Lamy in Bangladesch und Indien (20. bis 24. November 2001) unterrichten und einen
Meinungsaustausch darüber führen. Diese Besuche fanden zeitgleich mit dem Besuch von Präsidenten
Prodi in Indien anlässlich des Gipfeltreffens zwischen der EU und Indien (22. bis 23. November 2001)
statt.

Kommissar Lamy hielt sich am 20. und 21. November 2001 in Dhaka auf, um an einem Seminar der
Regierung von Bangladesch zur Initiative „Alles außer Waffen“(„Everything but Arms“/EBA) teilzunehmen.
Aufgrund dieser Initiative haben die Waren mit Ursprung in den 49 ärmsten Ländern der Welt D darunter
Bangladesch D zoll- und kontingentsfreien Zugang zum EU-Markt. Der Besuch fiel zeitlich mit der ersten
Tagung des Gemischten Ausschusses im Rahmen des Partnerschafts- und Kooperationsabkommen
zwischen der EG und Bangladesch zusammen. Er wurde durch zahlreiche Kontakte mit Vertretern der
Regierung und der Industrie ergänzt. Im Mittelpunkt des Besuches stand die erforderliche Diversifizierung
der Ausfuhren von Bangladesch, damit das Land das Potenzial der EBA-Initiative in vollem Umfang
ausschöpfen kann und künftig nicht mehr vollständig von seinen Exporten von Konfektionsbekleidung
abhängig ist. Die EU wird für diesen Zweck handelsbezogene technische Hilfe leisten.

Die EU und Indien nutzten das Gipfeltreffen vom 23. November, um ihre uneingeschränkte Entschlossen-
heit zur Terrorismusbekämpfung zu bekräftigen. Hervorzuheben ist dabei die Annahme einer Gemein-
samen Erklärung zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus. Zugleich zogen beide Seiten Bilanz
über die wichtigen Fortschritte, die seit dem ersten Gipfel in Lissabon erzielt wurden. Dazu gehören unter
anderem die Unterzeichung eines Abkommens über Wissenschaft und Technologie, eine Erklärung über
die zukünftige Entwicklung im Bereich der Informationstechnologie, die Annäherung der Zivilgesell-
schaften beider Seiten (Runde-Tisch-Gespräche und Netzwerke von Arbeitsgruppen) sowie die Aufnahme
von Verhandlungen über ein Zollabkommen und von Gesprächen über den Seeverkehr. Die Fortschritte
auf wirtschaftlichem Gebiet wurden nach Abschluss der Beratungen auf dem Wirtschaftsgipfel besonders
deutlich: Die Gipfelteilnehmer sprachen gegenüber den Staats- und Regierungschefs mehrere Empfehlungen
zur Förderung von Handel und Investitionen in vier Sektoren (Nahrungsmittelindustrie, Engineering,
Telekommunikation und Informationstechnologie) aus. Beide Seiten befürworteten eindeutig die Förderung
einer raschen Ausweitung der Handels- und Investitionsströme zwischen beiden Märkten. Sie nahmen
zugleich die Ergebnisse der WTO-Ministerkonferenz in Doha mit Genugtuung zur Kenntnis.
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Am Rande des Gipfels hatte Kommissar Lamy zwei Tage in New Delhi und einen Tag in Hyderabad
intensive Kontakte mit Vertretern der Regierung, des Parlaments, der Behörden, der NRO, der Medien und
verschiedener Arbeitsgruppen, um zu erörtern, wie die Verhandlungen auf der Grundlage der Entwick-
lungsagenda von Doha vorangebracht werden können und wie sichergestellt werden kann, dass Länder wie
Indien aus diesen Verhandlungen Nutzen ziehen können. Neben den Möglichkeiten zur Förderung der
Zusammenarbeit zwischen der EU und Indien in der WTO erstreckten sich die Gespräche auch auf die
Möglichkeiten zur Lösung bilateraler Handelsprobleme.

Der Besuch von Präsident Prodi in Mumbai am 22. November 2001 war kurz, doch ausgesprochen
intensiv und erfolgreich. Präsident Prodi hatte Gelegenheit, eine Vielzahl unterschiedlicher Persönlichkeiten
zu treffen, so Geschäftsleute, Industrielle, Vertreter der Finanzwelt, Hafenbetreiber, Journalisten, den
Gouverneur der Zentralbank und den Gouverneur von Maharashtra.

(2002/C 172 E/054) SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3392/01

von Cristiana Muscardini (UEN), Sergio Berlato (UEN),
Antonio Mussa (UEN), Mauro Nobilia (UEN)
und Franz Turchi (UEN) an die Kommission

(7. Dezember 2001)

Betrifft: Entfernung Israels von der virtuellen Landkarte

Auf der Webseite des „International Press Center“ der Palästinensischen Autonomiebehörde
(http://www.ipc.gov.ps/ipc_a/ipc_a-1/a map/palcit-e.html) findet man eine Karte, auf der der Libanon,
Syrien, Jordanien und Ägypten eingezeichnet sind, der Staat Israel jedoch völlig fehlt. Das den derzeitigen
Staatsgrenzen Israels entsprechende Gebiet wird stattdessen als Palästina bezeichnet. Auf der Karte sind
auch ganze Städte wie beispielsweise Tel Aviv nicht eingezeichnet.

Diese virtuelle Verfälschung im Internet wirft eine Reihe von Fragen auf:

1. Ist der Kommission der Inhalt dieser offiziellen Webseite bekannt?

2. Ist sie nicht der Meinung, dass die Löschung eines Nationalstaats (und seiner Bürger) aus einem
offiziellen Dokument der Palästinensischen Autonomiebehörde nicht nur den Nahost-Friedensprozess
auf beunruhigende und gefährliche Weise unterminiert, sondern auch eine offizielle Bürgschaft für die
extremistischen und terroristischen Standpunkte jener darstellt, die auf die Vernichtung Israels und die
Behauptung des fundamentalistischen Panarabismus hingewirkt haben oder hinwirken D einschließlich
Bin Laden?

3. Welche Schritte gedenkt die Kommission unverzüglich gegenüber der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde zu unternehmen, damit die Webseite unter Berücksichtigung der politischen und
geographischen Gegebenheiten berichtigt wird, so dass die virtuelle Auslöschung Israels D in den
Augen der Benutzer der Seite D nicht seine tatsächliche Vernichtung vorwegnimmt?

4. Hält sie es nicht für angemessen, sofort eine Untersuchung über die Verwendung der Mittel
einzuleiten, die die EU der Palästinensischen Autonomiebehörde für den Kauf von Büchern und die
Organisation von Schulunterricht bereitstellt, um zu überprüfen, ob die verfälschten Daten auf der
genannten Internetseite auch in den Schulen verbreitet werden? Ist sie nicht der Auffassung, dass
D wenn dem so ist D diese Zahlungen ausgesetzt werden sollten?

Antwort von Herrn Patten im Namen der Kommission

(28. Januar 2002)

Der Kommission ist die Webseite des „International Press Center“ der Palästinensischen Autonomiebehörde
bekannt. Die spezifische Webseite, auf die in der Anfrage Bezug genommen wird, ist zur Zeit nicht
zugänglich. Es gibt jedoch auch andere Webseiten wie die des Palästinensischen Zentralamtes für Statistik
(Palestinian Central Bureau of Statistics D PCBS), auf denen Landkarten zu finden sind.

Die Kommission stellt fest, dass Israel auf den Landkarten zwar nicht ausdrücklich genannt wird, dort
jedoch klar zwischen Israel und den palästinensischen Gebieten getrennt wird. Die Erläuterungen zu den
Landkarten verweisen ausdrücklich auf die palästinensischen Gebiete im Westjordanland und dem Gaza-
Streifen.
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